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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. 

Der DAV begrüßt zwar grundsätzlich das Ziel des Entwurfs, Mobile Arbeit in einen 

einheitlichen und verbindlichen Rechtsrahmen zu binden, um die Interessen der 

Arbeitsvertragsparteien an einer Flexibilisierung des Arbeitsortes mit dem gebotenen 

Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Einklang zu bringen. In der Praxis 

jedoch stellen sich eine Vielzahl von Fragen, auf die der Entwurf keine Antworten gibt. 

Mit einer gesetzlichen Regelung, die auf allen Seiten zu rechtlicher Verunsicherung 

führt, Unternehmen zudem ein erhebliches Mehr an Bürokratie auferlegt, andererseits 

den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern keine durchsetzbaren Ansprüche einräumt, 

ist das selbst gesteckte Ziel nicht erreicht. Der DAV regt daher an, die gesamte 

Thematik einer umfassenden Neubetrachtung zuzuführen, in der alle sich stellenden 

rechtliche Probleme ausgewogen und interessengerecht gelöst werden. Die 

regelungsbedürftigen Punkte sollen in der nachfolgenden Stellungnahme zu dem 

vorliegenden Entwurf mit angesprochen werden.  

1. Definition der Mobilen Arbeit 

Mobile Arbeit i.S.v. § 111 GewO-E soll nur vorliegen, wenn die Mobile Arbeit 

„regelmäßig“ geleistet wird. Im Gegensatz zu lediglich anlassbezogener Mobiler Arbeit, 

die von der Regelung nicht erfasst werden soll, bezieht sich der Gesetzentwurf auf die 

regelmäßige, mithin planmäßig wiederkehrende Mobile Arbeit, wie zum Beispiel einmal 

oder mehrfach in der Woche oder zweimal im Monat an einem bestimmten Wochentag. 

Dabei soll es nicht darauf ankommen, ob regelmäßig ganztags oder nur stundenweise 

mobil gearbeitet wird. Dies ist im Hinblick auf die getroffenen Regelungen sachgerecht 

und erfasst die Arbeit im sogenannten Homeoffice ebenso wie unterwegs.  

Problematisch erscheint aber, dass es für die Einbeziehung einer Tätigkeit genügen 

soll, wenn sie außerhalb der Betriebsstätte "unter Verwendung von 
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Informationstechnologie" erfolgt. Zu dieser Technologie gehört jede Hard- oder 

Software, mit der eine elektronische Datenverarbeitung erfolgt. Damit aber fällt eine 

Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer nicht nur bei der Verwendung von Laptop, 

Computer oder Tablet, sondern auch mit einem Mobiltelefon mit Apps und/oder E-Mails, 

das regelmäßig außerhalb des Betriebs verwendet wird, in den Anwendungsbereich 

von § 111 GewO-E. Es erscheint fraglich, ob dies gewollt ist. Denn in der Begründung 

werden reine Monteur- und Fahrertätigkeiten ausdrücklich ausgegrenzt, obwohl auch 

bei diesen Tätigkeiten Informationstechnologie (Mobiltelefon, GPS, E-Mail) benutzt 

wird. Gegebenenfalls könnte klargestellt werden, dass Mobile Arbeit voraussetzt, dass 

diejenigen Arbeiten, die der geschuldeten Arbeit das maßgebliche Gepräge geben, 

unter Nutzung von Informationstechnologie ausgeführt werden. 

2. (Kein) Anspruch auf Mobile Arbeit 

Im Gegensatz zu einem früheren Entwurf des BMAS sieht der Gesetzentwurf keinen 

Rechtsanspruch des Arbeitnehmers auf Mobile Arbeit vor. Der Arbeitnehmer erhält 

vielmehr einen Anspruch auf einzelfallbezogene Erörterung seines Antrages auf Mobile 

Arbeit sowie auf eine (form- und fristgerechte) Begründung einer etwaig ablehnenden 

Antwort. Die ablehnende Entscheidung des Arbeitgebers soll ungeachtet des 

Begründungserfordernisses nicht an inhaltliche Vorgaben gebunden werden; allerdings 

soll der Antrag auf Mobile Arbeit vier Monate nach der ablehnenden Entscheidung 

wiederholt werden können. Zudem soll eine Verletzung der Erörterungs- oder 

Begründungspflicht dazu führen, dass die Mobile Arbeit kraft gesetzlicher Fiktion für 

einen Zeitraum von längstens sechs Monaten nach Maßgabe des Antrags des 

Arbeitnehmers zustande kommt. Diese Regelungstechnik wirft zahlreiche Detailfragen 

auf. 

a) Anforderungen an den Antrag 

Der Antrag auf Mobile Arbeit soll nur für diejenige Arbeitsleistung gestellt werden 

können, die unter Einsatz von Informationstechnologie erbracht werden kann. Darüber 

hinausgehende Einschränkungen sieht das Antragsrecht des Arbeitnehmers nicht vor. 

Der Antrag kann daher wirksam auch dann gestellt werden, wenn die Mobile Arbeit 

objektiv unmöglich ist, etwa weil die erforderliche Informationstechnologie nicht 

vorhanden ist, wenn die notwendige Vertraulichkeit von Daten und 
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Geschäftsgeheimnissen bei einer Nutzung dieser Informationstechnologie außerhalb 

des Betriebs nicht gewährleistet werden kann oder wenn sie im Rahmen der 

betrieblichen Organisation nicht sachgerecht umgesetzt werden kann. Der Arbeitgeber 

kann in diesem Fall zwar die Mobile Arbeit ablehnen. Aufgrund der gesetzlichen Fiktion 

des Zustandekommens der Mobilen Arbeit bei einer Verletzung der Erörterungs- oder 

Begründungspflicht wäre der Arbeitgeber jedoch gegebenenfalls allein aufgrund eines 

prozeduralen Versäumnisses verpflichtet, die nicht sachgerechte Erbringung der 

Mobilen Arbeit zu ermöglichen, oder, im Falle der gänzlichen Unmöglichkeit von Mobiler 

Arbeit, die Vergütung des Arbeitnehmers gemäß § 615 Satz 1 BGB ohne 

Gegenleistung für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten fortzuzahlen. 

b) Wahrung der Antragsfrist 

Die Mobile Arbeit kann mit einer Frist von drei Monaten beantragt werden; in Anlehnung 

an die Regelungen zur Teilzeitarbeit soll dem Arbeitgeber ein Zeitraum von zwei 

Monaten eingeräumt werden, innerhalb dessen die Umsetzbarkeit des Antrages geprüft 

werden kann; eine ablehnende Entscheidung ist dem Arbeitnehmer spätestens einen 

Monat vor dem gewünschten Beginn mitzuteilen. Anders als bei der Teilzeitarbeit muss 

der Arbeitgeber hier allerdings nicht nur eine anderweitige Verteilung des 

Arbeitsvolumens überprüfen, sondern ggf. einschneidende Veränderungen der 

betrieblichen Organisation vornehmen. So sind neben technischen, organisatorischen 

und datenschutzrechtlichen Aspekten insbesondere die Vorgaben des Arbeitsschutzes 

einzuhalten. Selbst wenn der Arbeitgeber keinen Telearbeitsplatz einrichtet, hat er 

bspw. im Hinblick auf die bei der Mobilen Arbeit genutzten Betriebsmittel – auch wenn 

sie durch den Arbeitnehmer bereitgestellt werden – die nach der 

Betriebssicherheitsverordnung vorgesehene Gefährdungsbeurteilung durchzuführen 

und darf vor der gebotenen Sicherheitsüberprüfung die Nutzung der Betriebsmittel nicht 

gestatten. Dies wird in einem Zeitrahmen von zwei Monaten nicht immer sachgerecht 

abgeschlossen werden, insbesondere wenn der Arbeitgeber nicht bereits ohnehin 

Mobile Arbeit ermöglicht. Eine längere Antragsfrist würde die Überprüfung des Antrages 

unter Wahrung aller gesetzlichen Vorgaben besser ermöglichen und vermeiden, dass 

der Arbeitgeber allein aus Zeitdruck an sich umsetzbare Anträge auf Mobile Arbeit 

ablehnt.  
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c) Erneute Antragstellung 

Der Antrag auf Mobile Arbeit soll vier Monate nach dessen Ablehnung wiederholt oder 

erneut gestellt werden können. Dies führt zu erheblichem bürokratischen Aufwand. 

d) Ablehnung des Antrages 

Die Ablehnung des Antrages auf Mobile Arbeit soll zwar begründet werden, an den 

Inhalt der Begründung werden allerdings keine Anforderungen gestellt. Die Ablehnung 

muss insbesondere nicht auf betriebliche Gründe gestützt werden oder auch nur billiges 

Ermessen wahren; ausweislich der Begründung des Gesetzentwurfs dürfen die 

Ablehnungsgründe lediglich nicht sachfremd oder willkürlich sein, so dass der 

Arbeitgeber nach allgemeinen rechtlichen Grundsätzen keine Gründe nennen dürfte, 

die diskriminierender Natur sind oder dem Maßregelungsverbot widersprechen.  

Der Gesetzentwurf verzichtet damit nicht nur auf einen Anspruch auf Mobile Arbeit, 

sondern auch auf eine inhaltliche Überprüfbarkeit der Ablehnungsentscheidung. Aus 

Arbeitnehmersicht ist dies unbefriedigend. Zum Ausgleich hierfür soll der Position des 

Arbeitnehmers in der Verhandlung mit dem Arbeitgeber hinreichendes Gewicht dadurch 

verschafft werden, dass eine gesetzliche Fiktion begründet wird, nach der die Mobile 

Arbeit zustande kommt, wenn der Arbeitgeber seine Erörterungs- oder 

Begründungspflichten verletzt. Diese Fiktion wiederum führt zu einer erheblichen 

Belastung des Arbeitgebers insbesondere dann, wenn die Mobile Arbeit objektiv nicht 

sachgerecht umsetzbar ist. 

Es ist zweifelhaft, ob mit dieser Systematik ein angemessener Interessenausgleich 

hergestellt wird. Zu erwägen wäre daher, auf die gesetzliche Fiktion einer 

Vertragsänderung zu verzichten und im Gegenzug die Ablehnungsentscheidung 

inhaltlich an die Wahrung billigen Ermessens i.S.v. § 315 Satz 1 BGB zu binden, wie 

dies bei der Festlegung des Arbeitsortes im Rahmen des Direktionsrechts ohnehin 

geboten ist. Das dürfte auch unionsrechtlichen Vorgaben entsprechen. Schließlich 

gebietet auch die Richtlinie (EU) 2019/1158 vom 20.06.2019 zur Vereinbarkeit von 

Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige in Art. 9 Abs. 2, dass bei der 

Prüfung und Beantwortung der Anträge von Arbeitnehmern auf flexible 
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Arbeitsregelungen „sowohl die Bedürfnisse des Arbeitgebers als auch des 

Arbeitnehmers berücksichtigt“ werden müssen. 

e) Kosten der Mobilen Arbeit 

Die Ausstattung des Arbeitnehmers mit den für die Mobile Arbeit erforderlichen 

Betriebsmitteln einschließlich der erforderlichen Informationstechnologie und die 

Umsetzung der arbeitsschutzrechtlichen Maßnahmen kann erhebliche Kosten nach sich 

ziehen. Diese können zwar zur (auch ermessensgerechten) Ablehnung eines Antrages 

auf Mobile Arbeit führen, dürften aber gerade bei Eintritt einer gesetzlichen Fiktion 

virulent werden, wenn der Arbeitnehmer die Erstattung der Kosten der für die Mobile 

Arbeit erforderlichen Betriebsmittel gemäß § 670 BGB verlangt. Zwar mag die Mobile 

Arbeit bei Unternehmen mittelfristig zu Einsparungen (etwa von Büroflächen) führen, in 

absehbarer Zeit ist allerdings davon auszugehen, dass parallele Betriebsstrukturen 

unterhalten werden müssen. Zu erwägen wäre daher, diese Kostenlast, die nicht 

originär der betrieblichen Tätigkeit dient, durch finanzielle Anreize von staatlicher Seite 

zu unterstützen. 

3. Persönliche Anspruchsvoraussetzungen  

Anders als die Ansprüche von Arbeitnehmern auf Teilzeitarbeit soll der Anspruch auf 

die Erörterung Mobiler Arbeit nicht an eine bestimmte Dauer der Betriebszugehörigkeit 

gebunden werden. Dies erscheint angesichts der Tatsache, dass ein unmittelbar 

durchsetzbarer Anspruch des Arbeitnehmers auf Mobile Arbeit nicht begründet wird, 

einerseits nachvollziehbar. Andererseits begründet der Umgang mit Anträgen auf 

Mobile Arbeit einen nicht unerheblichen organisatorischen Aufwand, insbesondere 

wenn an der gesetzlichen Fiktion einer Vertragsänderung festgehalten werden soll. Der 

DAV regt deshalb an, den Antrag auf Mobile Arbeit entsprechend § 8 Abs. 1 TzBfG an 

eine Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers von mindestens sechs Monaten zu 

binden. Dieser Zeitraum wird auch durch Art. 9 Abs. 4 Richtlinie (EU) 2019/1158 vom 

20.06.2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige eröffnet. 
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4. Art der Mobilen Arbeit 

Der Antrag auf Mobile Arbeit ist rechtstechnisch dem Antrag auf Teilzeitarbeit 

nachgebildet. Ein Arbeitnehmer, der regelmäßig mobil arbeiten möchte, muss dem 

Arbeitgeber Beginn, Dauer, Umfang und Verteilung der Mobilen Arbeit spätestens drei 

Monate vor dem gewünschten Beginn in Textform mitteilen; Der Antrag muss dabei so 

hinreichend konkret sein, dass der Arbeitgeber mit einem bloßen „ja“ antworten kann, 

da anderenfalls die Fiktion einer Vertragsänderung nicht greifen könnte. Während sich 

der Antrag des Arbeitnehmers zunächst nur auf die mobile Erbringung der 

geschuldeten Arbeitsleistung bezieht, soll sich allerdings die Erörterung des Wunsches 

auf Mobile Arbeit auch auf die „Art der Mobilen Arbeit“ beziehen. Das ist 

nachvollziehbar, kommt es doch bei der Erörterung der Möglichkeiten einer 

einvernehmlichen Umsetzung des Antrags auch auf die Art der Tätigkeit an. In der 

folgenden Regelungssystematik bleibt allerdings unklar, welche Bedeutung die 

Erörterung der Art der Arbeit für den Antrag haben soll. 

Gemäß § 111 Abs. 3 GewO-E soll bei einer Verletzung der Erörterungs- oder 

Begründungspflicht die mitgeteilte Mobile Arbeit als festgelegt gelten. Da die Mitteilung 

nach § 111 Abs. 1 GewO-E allerdings nicht die Art der Arbeit umfasst, kann auch keine 

automatische Änderung oder Einschränkung der Art der Arbeit erfolgen, wenn die 

Ablehnung nicht form- und fristgerecht erfolgt. Widersprüchlich ist deshalb § 111 Abs. 3 

S. 3 GewO-E. Danach soll u. a. bei einer fehlenden Festlegung der Art der Arbeit durch 

die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer die geschuldete Arbeitsleistung von einem 

oder von Orten seiner oder ihrer Wahl erfolgen. Wenn mit "Art der Arbeit" tatsächlich 

der Inhalt der Arbeitsleistung gemeint ist, wovon auszugehen ist, weil die Festlegung 

des Ortes gesondert erwähnt wird, übersieht die Regelung, dass die Art der Arbeit nicht 

Gegenstand der Mitteilung nach § 111 Abs. 1 S. 1 GewO-E ist. Der DAV geht auch 

davon aus, dass dies in § 111 Abs. 1 S. 1 GewO-E auch nicht versehentlich ungeregelt 

geblieben ist. Andernfalls würde die Fiktion einer Vereinbarung zur Mobilen Arbeit 

gemäß § 111 Abs. 3 S. 2 GewO-E nicht nur hinsichtlich des Arbeitsortes, sondern auch 

hinsichtlich des Arbeitsinhalts in das Direktionsrecht des Arbeitgebers eingreifen und 

die vertraglich geschuldete Arbeit verändern. Ein derart weitreichender Eingriff in die 

betriebliche Organisation widerspräche § 111 Abs. 1 S. 2 GewO-E, nach dem die 

Mobile Arbeit auf die Verrichtung der "geschuldeten" Tätigkeit gerichtet ist, daran also 

offenbar keine Änderung bewirken soll. Eine Veränderung des Inhalts der zu leistenden 
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Arbeit als Folge eines Antrags auf Mobile Arbeit wäre auch zur Realisierung des 

Bedürfnisses nach einem flexiblen Arbeitsort nicht erforderlich; ein solcher Eingriff 

verhinderte auch die Anpassung der Arbeitsinhalte an etwaig veränderte betriebliche 

Bedürfnisse. Falls mit der "Art der Arbeit" in § 111 Abs. 3 GewO-E tatsächlich der Inhalt 

der Arbeitsleistung gemeint ist, regt der DAV deshalb an klarzustellen, dass die Art der 

bei Mobiler Arbeit geschuldeten Tätigkeit durch eine Vereinbarung oder die gesetzliche 

Fiktion zur Mobilen Arbeit unberührt bleibt und im Rahmen der arbeitsvertraglichen 

Vereinbarungen dem Direktionsrecht des Arbeitgebers nach § 106 S. 1 GewO-E 

unterliegt. 

5. Arbeitsschutz 

Hinsichtlich des Arbeitsschutzes bei Mobiler Tätigkeit sieht § 111 Abs. 5 GewO-E 

lediglich vor, dass die Regelungen zum Arbeitsschutz unberührt bleiben. Unabhängig 

davon müsse der Arbeitgeber den Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin vor Beginn 

der Mobilen Arbeit in Textform darüber informieren, wie seine oder ihre Sicherheit und 

Gesundheit gewährleistet wird. 

Diese Regelung erscheint zum einen unvollständig, weil sie bereits bestehende 

Verpflichtungen verkürzt. Zum anderen entstehen mit dieser Regelung weitere 

Wertungswidersprüche zu aktuellen Regelungen des Arbeitsschutzes in §§ 3, 12 ff. 

ArbSchG, 1 Abs. 3 ArbeitsstättenV, 1 ff BetrSichV oder Ziff. 4.2.4 SARS-CoV-2-

Arbeitsschutzregel. Einerseits wird dort in unionsrechtlich zutreffender Weise 

festgestellt, dass das ArbSchG und das Arbeitszeitgesetz auch bei Mobiler Arbeit im 

Homeoffice gelten. Andererseits geht § 1 Abs. 3 ArbStättV davon aus, dass der 

Arbeitgeber unter Berücksichtigung ihrer Eigenart nur bei Telearbeitsplätzen i. S. d. § 2 

Abs. 7 ArbStättV eine Gefährdungsbeurteilung - und dies auch nur bei der erstmaligen 

Beurteilung der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsplatzes -  vornehmen müsse und 

nur insoweit eine Pflicht zur Unterweisung gemäß § 6 ArbStättV und zur Anwendung 

der unionsrechtlich begründeten Regelungen zu Bildschirmarbeitsplätzen (Anhang Nr. 

6) bestünden, soweit der Arbeitsplatz von dem im Betrieb abweicht. Angesichts der 

zunehmenden Bedeutung von Mobiler Arbeit erscheint es geboten, diesen Widerspruch 

bestehender Handlungsvorgaben im deutschen Recht aufzulösen. Dies gilt umso mehr, 

als man auch bei Mobiler Tätigkeit grundsätzlich von einer Anwendbarkeit der 

allgemeinen Grundsätze zum Arbeitsschutz und zur Arbeitszeit aus Richtlinie 
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89/391/EWG und Richtlinie 2003/88/EG auszugehen hat. Wenn mit § 111 Abs. 3 S. 1 

GewO-E nur festgestellt wird, dass die Regelungen des Arbeitsschutzes "unberührt" 

bleiben, steht für die Arbeitsvertragsparteien ebenso wie Arbeitnehmervertreter und 

Aufsichtsbehörden die Frage im Raum, welche Bedeutung die durch § 1 Abs. 3 

ArbeitsstättenV in Bezug auf den Telearbeitsplatz vorgenommene Einschränkung für 

die Mobile Arbeit nach § 111 GewO-E hat bzw. inwieweit §§ 3 ff., 12 ff. ArbSchG unter 

Berücksichtigung der Besonderheiten von Mobiler Arbeit nicht auch bei dieser 

Einsatzform anwendbar sind. Dieser Wertungswiderspruch wird auch in § 111 Abs. 5 

S. 2 GewO-E deutlich. Denn dort ist nur eine "Informationspflicht" des Arbeitgebers in 

Bezug auf notwendige Schutzmaßnahmen vorgesehen. Das aber verkürzt die 

gegenüber der Arbeitnehmerin bzw. dem Arbeitnehmer bestehenden Schutzpflichten 

erheblich. Denn diese sehen nicht nur eine Information über etwaige Gefahren und 

notwendige Schutzmaßnahmen vor, sondern gehen auch von dem Erfordernis einer 

Unterweisung in Bezug auf etwaige Gefahren und notwendige Schutzmaßnahmen aus 

(Art. 10, 12 Richtlinie 89/391/EWG i. V.m. § 12 ArbSchG).  

Der DAV regt deshalb an, § 111 Abs. 5 S. 2 GewO-E zu streichen. Anstelle von § 111 

Abs. 5 S. 1 GewO-E sollten klarstellende Regelungen zur Anwendbarkeit 

arbeitsschutzrechtlicher Regelungen bei Mobiler Arbeit getroffen werden, die die 

aktuellen Widersprüche und unionsrechtlichen Umsetzungsdefizite im geltenden 

Arbeitsschutzrecht beseitigen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass Aufklärungs- 

und Hinweispflichten für die Fälle erheblich einzuschränken sind, in denen der 

Arbeitnehmer frei über den Ort der Arbeitsleistung bestimmt und nicht etwa regelmäßig 

vom Home-Office aus arbeitet. 

6. Arbeitszeiterfassung 

Der Gesetzentwurf sieht in § 112 Abs. 1 GewO-E-E vor, dass die "gesamte Arbeitszeit" 

von Arbeitnehmern, die regelmäßig mobil arbeiten, künftig vollständig erfasst werden 

müssen. Die Erfassung von Arbeitszeiten sieht der Gesetzentwurf zu Recht als Schutz 

vor einer Entgrenzung der Arbeit und vor Überforderung der Arbeitnehmer an. Die 

Regelung erscheint aber aus mehreren Gründen anpassungsbedürftig.  

Da die Aufzeichnungspflicht "für" Arbeitnehmer bestimmt wird, die mobil arbeiten, 

werden damit auch Arbeitszeiten außerhalb mobiler Tätigkeit erfasst. Das bewirkt ein 
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erhebliches Ungleichgewicht in Bezug auf die Dokumentationspflichten von 

Arbeitnehmern. Denn nur in Bezug auf die Arbeitnehmer, die (auch zeitweise) mobil 

arbeiten, gelten dann die Dokumentationspflichten. Da die sich aus dem Urteil des 

EuGH vom 14.05.2019 (Az. C-55/18, CCOO) ergebende Verpflichtung zur Einführung 

einer umfassenden Arbeitszeiterfassung auch außerhalb Mobiler Arbeit zu erfüllen ist, 

sollte auf eine isolierte Regelung für die Mobile Arbeit in § 112 GewO-E verzichtet 

werden und eine allgemeine Regelung im Arbeitszeitgesetz erfolgen. Dabei ist im 

Rahmen des unionsrechtlichen Gestaltungsspielraums auch zu prüfen, ob und ggf. in 

welchem Umfang es sachgerecht sein könnte, für bestimmte Unternehmens- oder 

Arbeitnehmergruppen im Rahmen der von der Richtlinie 2003/88/EG vorgegebenen 

Möglichkeiten Ausnahmen vorzusehen. Diese könnten dann auch für die Mobile Arbeit 

gelten, insbesondere wenn sie tatsächlich mit einer autonomen Arbeitszeitbestimmung 

i.S.v. Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie einhergeht. 

Soweit die Dokumentation am Tag der Arbeitsleistung erfolgen soll, erscheint dies zu 

eng. Tagesübergreifende Arbeiten (z. B. Schichtsysteme, Bereitschaftsdienste) werden 

dadurch nicht berücksichtigt. Darüber hinaus dürfte es gerade bei Mobiler Arbeit nicht 

unproblematisch sein, Arbeitszeiten jeweils innerhalb von 24 Stunden zu erfassen. 

Angemessen für eine verlässliche Arbeitszeitdokumentation erscheint eine Frist von 7 

Kalendertagen. 

Darüber hinaus spricht der Entwurf zwar von einer Erfassung der "gesamten 

Arbeitszeit", nennt aber nur Beginn, Ende und Dauer der Arbeitszeit. Die Feststellungen 

des EuGH dürften auch eine Pflicht begründen, die wöchentliche Arbeitszeit, die 

Verteilung auf die einzelnen Wochentage und die Ruhepausen zu erfassen, weil auch 

diesbezüglich unionsrechtliche Vorgaben zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer bestehen. Es wird angeregt, diese unionsrechtliche Vorgabe schon aus 

systematischen Gründen bei einer allgemeinen Regelung der arbeitszeitrechtlichen 

Dokumentationspflichten im Arbeitszeitgesetz zu berücksichtigen. 

Das Gesetz sieht zwar in zulässiger Weise das Recht zur Delegation der 

Dokumentation vor; der Arbeitgeber bleibt allerdings verantwortlich. Dass daraus nicht 

nur Unterweisungspflichten, sondern auch Überwachungspflichten resultieren, wird 

nicht erwähnt. 
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7. Reichweite der gesetzlichen Unfallversicherung 

Der Unfallversicherungsschutz mobil arbeitender Arbeitnehmer ist im Vergleich zu den 

Beschäftigten innerhalb der betrieblichen Organisation eingeschränkt. Insbesondere 

Wege zur Nahrungsaufnahme und zum Toilettengang sind im Home-Office und bei 

Mobiler Arbeit nicht versichert. § 8 Abs. 1 SGB VII soll deshalb um folgende Regelung 

ergänzt werden: „Wird die versicherte Tätigkeit im Haushalt der Versicherten oder an 

einem anderen Ort ausgeübt, besteht Versicherungsschutz in gleichem Umfang wie bei 

Ausübung der Tätigkeit auf der Unternehmensstätte.“ Diese vergleichsweise vage 

Definition des „erweiterten Arbeitsunfalls“ wird sich im Wege richterlicher 

Rechtsanwendung ausfüllen lassen; sie entspricht der bereits seit längerem in der 

Rechtsprechung (vgl. BSG vom 18.06.2013 – B 2 U 7/12 R) angedeuteten Erwartung, 

dass bei fehlender Einbindung in die betriebliche Organisation auch bei Mobiler Arbeit  

aus Gleichheitsgründen jedenfalls täglich ein Weg zur Nahrungsaufnahme unter 

Versicherungsschutz stehen müsse. Eine unfallversicherungsrechtliche Gleichstellung 

der Mobilen Arbeit mit der Tätigkeit im Betrieb wird darüber hinaus durch die 

Unterstellung des Wegeunfalls gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII unter den 

Versicherungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung erreicht; gerade bei Mobiler 

Arbeit an wechselnden Arbeitsstätten wird allerdings die Frage, ob der Unfall auf einem 

„unmittelbaren Weg“ eingetreten ist, im Einzelfall nur schwer zu beantworten sein. 

Der DAV begrüßt darüber hinaus ausdrücklich, dass die bislang bestehende Lücke im 

Versicherungsschutz bei dem Verbringen von Kindern aus dem Home-Office in fremde 

Obhut geschlossen werden soll. Das BSG hatte bislang für diese Fälle eine analoge 

Anwendung des § 8 Abs 2 Nr. 2 lit.a SGB VII, der das Abweichen von dem Weg 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zum Verbringen eines Kindes in die 

außerhäusliche Betreuung unter Versicherungsschutz stellt, in Ermangelung einer 

planwidrigen Regelungslücke abgelehnt (BSG vom 30.01.2020 – B 2 U 19/18 R). 

Gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2a SGB VII-E soll künftig auch das „Zurücklegen des 

unmittelbaren Weges nach und von dem Ort, an dem Kinder von Versicherten nach 

Nummer 2 Buchstabe a fremder Obhut anvertraut werden, wenn die versicherte 

Tätigkeit an dem Ort des gemeinsamen Haushalts ausgeübt wird“, unter 

Versicherungsschutz stehen. Dabei greift die Regelung allerdings zu kurz, indem sie 

voraussetzt, dass die berufliche Tätigkeit an dem „Ort des gemeinsamen Haushalts“ 

ausgeübt wird. Mobile Arbeit wird nach dem Gesetzentwurf gerade dadurch definiert, 
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dass sie auch außerhalb der regelmäßigen Wohnstätte des Arbeitnehmers erbracht 

werden kann, etwa in Co-Working-Spaces, in einem Ferienhaus oder an jedem anderen 

beliebigen Ort. Das Bedürfnis, Kinder zur Ermöglichung der beruflichen Tätigkeit in 

fremde Obhut zu verbringen, ist insoweit von dem Ort der Arbeitsleistung unabhängig, 

eine sachliche Rechtfertigung für eine diesbezügliche Differenzierung erschließt sich 

nicht. Der DAV regt deshalb an, den zweiten Halbsatz der Neuregelung („wenn die 

versicherte Tätigkeit an dem Ort des gemeinsamen Haushalts ausgeübt wird“) zu 

streichen. 


